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1. Den Damen und Herren
    der Stadtverordnetenversammlung
2. Dem Magistrat

Wiesbaden, 28.09.2012

Einladung

zur öffentlichen Sitzung
der Stadtverordnetenversammlung

am Donnerstag, 04. Oktober 2012, um 16:00 Uhr, 
Rathaus, Stadtverordnetensitzungssaal (1. Stock), Schloßplatz 6, Wiesbaden

  Tagesordnung I

1. Genehmigung der Niederschrift

2. Mitteilungen

3. Fragestunde

4. 12-V-01-0006 DL 16/12-1

Tätigkeitsbericht 2010 - 2011 der kommunalen Frauenbeauftragten
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5. 12-F-33-0051

Mehr Schutz vor Bahnlärm in Wiesbaden
 - Gemeinsamer Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU und SPD vom 02.05.2012 -

Lärm macht krank – dies ist keine neue Erkenntnis, insbesondere für viele Wiesbadener Bürgerinnen 
und Bürger.
Das Rheintal und hier insbesondere der Bereich AKK, Biebrich und Schierstein, sind täglich dem Lärm 
von etwa 550 Zügen ausgesetzt. Mehr als 120 Güterzüge befahren nachts das Rheintal. Derzeit liegen 
zwischen zwei passierenden Güterzügen vier bis fünf Minuten. 
Bislang hat die Deutsche Bahn AG lediglich 7 % aller Güterwagen mit entsprechender Flüstertechnik 
ausgestattet, durch die der Lärmpegel halbiert wird. Ohne diese Umrüstung sind die Anwohner einer 
massiven Lärmbelastung durch das Fahren und insbesondere das Bremsen der Züge ausgeliefert. 
Teilweise liegt die Belastung bei bis zu 100 Dezibel – bei Tag und bei Nacht. 

Die Stadtverordnetenversammlung möge daher beschließen,

Der Magistrat wird gebeten,

1.) zu berichten, in welcher Form sich die LH Wiesbaden bei dem EU-Projekt CODE 24 des 
Regionalverbandes FrankfurtRheinMain eingebracht hat, in dem die Auswirkungen zu 
Infrastrukturen des Trassenplan Korridorkonzepts Rotterdam-Genua auf die betroffene Regionen 
untersucht und erörtert werden.

2.) zu berichten, über den aktuellen Sach- und Kenntnisstand der Trassenführung, der tatsächlichen 
und prognostizierten Lärmbelastung und der Entwicklungen im Bereich aktivem/ passivem 
Lärmschutz entlang der im Korridor betroffenen Bahntrasse  zu berichten, insbesondere, welche 
Folgen sich hieraus für die räumlich unmittelbar Betroffenen, wie aber auch den 
Wirtschaftsstandort Wiesbaden ergeben.

3.) darzulegen, welche Arbeiten an den Gleisanlagen im Stadtgebiet Wiesbaden gegenwärtig auf 
welcher Rechtsgrundlage durchgeführt werden.

4.) anhand dieser Erkenntnisse, eine Stellungnahme zu erarbeiten, welches die besonderen 
Erfordernisse für die Stadt Wiesbaden bezüglich des Lärmschutzes artikuliert. Hierbei sind 
insbesondere zu prüfen: Bewertung der derzeitigen 

Schallschutzwände, Möglichkeiten der Schienenpflege (Schienenschleifen, Schienenschmieren) 
sowie des Einsatzes von Schallabsorbern an Schienen vor allem im Bereich von Bahnbrücken, 
Kurven und Weichen, Nachtfahrverbot, Tempolimit auf 70 km/h, lärmabhängige Trassenpreise, 
Flächendeckendes Verbot 
nicht umgerüsteter Züge ab 2020 (analog zur Schweiz), Gültigkeit des Schienenbonus im Rheintal 
(Gutachten S. 33).

5.) dieses Papier nach Abstimmung in der Stadtverordnetenversammlung beim 
Bundesverkehrsministerium in das Korridor-Konzept CODE 24 mit einzubringen.

6.) den Regionalverband FrankfurtRheinMain bei der Entwicklung eines verträglichen Konzepts für 
den Ausbau des transeuropäischen Bahnkorridors von Genua nach Rotterdam zu unterstützen.

7.) sich mit anderen betroffenen Städten und Gemeinden in Verbindung zu setzen, um 
gegebenenfalls gemeinsame Initiativen zum Schutz vor Bahnlärm zu initiieren oder zu 
unterstützen.
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8.) auf die Deutsche Bahn AG, die Bundesregierung und die Landesregierung einzuwirken, 
Maßnahmen zu ergreifen, um der zunehmenden Lärmbelastung zu begegnen.

6. 12-F-33-0109

Selbstverpflichtung der Landeshauptstadt Wiesbaden zum Klimaschutz
 - Gemeinsamer Antrag der Stadtverordnetenfraktionen der CDU und SPD vom 25.09.2012 -

Der Klimaschutz ist eines der wichtigsten Themen in den kommenden Jahren. Es muss auch Aufgabe 
der Kommunen sein, die Energiewende vor Ort zu gestalten, um die Klimaschutzziele zu erreichen. 
Die Landeshauptstadt Wiesbaden verfolgt mit dem Klimaschutzziel 20-20-20 – 20% weniger 
Energieverbrauch, 20% mehr erneuerbare Energien bis zum Jahr 2020 – die Absicht den CO2-Austoß 
substantiell zu senken. 

Um dieses Ziel zu erreichen, hat die Landeshauptstadt Wiesbaden eine Reihe von Maßnahmen 
ergriffen, zu welchen auch die ernsthafte Prüfung von Standorten für die Nutzung der Windenergie, 
ein Maßnahmenpaket zur Nutzung von Photovoltaik und Erdwärme, der Bau eines 
Biomassekraftwerkes, das von ESWE Versorgung vorgestellte Energiekonzept 2020 sowie die 
anlässlich des Earth Day 2012 in Leben gerufene Kampagne „CO2-Marathon“ gehören. 

Zu einer ernsthaften Klimaschutzstrategie muss jedoch auch eine Selbstverpflichtung gehören, mit 
welcher sich die Landeshauptstadt Wiesbaden auferlegt bei allen städtischen Maßnahmen, Projekten 
und Anschaffungen auf die CO2-Verträglichkeit zu achten.

Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschließen:

Der Magistrat wird gebeten 
(1) bei allen städtischen Maßnahmen, Projekten und Anschaffungen die Auswirkungen auf das 

städtische Klimaschutzziel zu berücksichtigen. Maßnahmen, Projekte und Produkte mit einer 
günstigen CO2-Bilanz sind nach Möglichkeit vorzuziehen,

(2) halbjährlich eine Zwischenbilanz in Bezug auf die Verwirklichung des Klimaschutzzieles 20-20-
20 vorzulegen.

7. 12-F-03-0136

Wahlfreiheit G8/G9
 - Antrag der Stadtverordnetenfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 25.09.2012 -

In Hessen wurde die auf acht Jahre verkürzte gymnasiale Schulzeit (G8) im Schuljahr 2004/05 
begonnen und 2005/06 als generelle Regelung eingeführt. Seitdem müssen auch Gymnasiasten in 
Wiesbaden ihre Schullaufbahn in acht statt in neun Jahren absolvieren. Die CDU/FDP-
Landesregierung hat sich bei der Einführung von G8 weder Gedanken über die Konsequenzen für die 
Schüler und Schülerinnen gemacht noch auf die Warnungen von  kompetenten Stellen – ob GEW, 
Schulleiter, Schulpsychologen oder Elternbeiräte – gehört. Fakt ist, dass die gymnasiale 
Schulzeitverkürzung zu erheblicher Mehrbelastung von Schülern, Eltern und Lehrern führt. Neben der 
massiven Verdichtung des Lehrplans wurden in erheblichem Umfang Nachmittagsunterricht ohne eine 
vernünftige Ganztagsschulausstattung mit Räumen und Mittagessen notwendig. Schüler 
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kommen nicht selten später als Ihre Eltern von der Schule nach Hause und sind dann bis in den 
Abend hinein mit Hausaufgaben beschäftigt. Klassische und wünschenswerte Freizeitaktivitäten in 
Vereinen und an der frischen Luft werden massiv beeinträchtigt.

Um aber auch den Schülerinnen, Schülern und Eltern gerecht zu werden, die in der 
Schulzeitverkürzung ein gewonnenes Jahr sehen, unterstützen wir die Wahlfreiheit für Kinder und 
Eltern. Dabei soll eine Doppelzügigkeit in einer Schule vermieden werden, da die Mehrbelastungen 
einer Schule nicht zuzumuten sind. 

Die Stadtversammlung möge daher beschließen,

der Magistrat wird aufgefordert,

1) unter der Wiesbadener Elternschaft eine repräsentative Umfrage durchzuführen, die zum Ziel 
hat, aufzuklären welche gymnasiale Schulzeit (G8 und G9) präferiert wird. Hierbei sollte eine 
separate Auswertung der Ergebnisse nach Schuleinzugsgebieten erfolgen um den genauen 
Stadtteilbedarf zu ermitteln. 

2) Im Sinne einer langfristigen Prognose der Bedarfe sollen bereits Eltern mit Kindern im 
Vorschulalter befragt werden. Die Umfrage ist durch Dez. I/Amt 12 im Vernehmen mit Dez. 
V/Amt 40 durchzuführen. Die Kosten der Umfrage sind aus Deckungsmitteln der beteiligten 
Dezernate zu tragen.

3) Anhand der Ergebnisse eine Ausbauliste von möglichen G9 Standorten vorzulegen.
4) Im Vorgriff auf Kosten und Entwicklung des Ausbaus - der unter 2 festzustellenden G9 

Standorte – werden dem Haushalt außerplanmäßig 1,5 Mio. € zugesetzt.
5) die Kosten des G9-Ausbaus bei der Landesregierung nachzufordern. Falls dies nicht möglich 

ist, sollen die Kosten aus einer Sonderausschüttung der WVV gedeckt werden.

8. 12-F-08-0054

Öffentliche Sitzungen des Magistrats
 - Antrag der Stadtverordnetenfraktion Linke&Piraten vom 02.05.2012 -

Der Magistrat ist eines der wichtigsten städtischen Gremien. Es ist für die Bürgerinnen und Bürger 
schwer verständlich, warum gerade ein so wichtiges Gremium ausschließlich nichtöffentlich tagt.
Die HGO sieht zwar die nichtöffentliche Sitzung des Magistrats als Regelfall vor, was aber nicht 
bedeutet, dass der Magistrat nichtöffentlich tagen muss. Der Magistrat kann daher durchaus 
Sitzungen oder Teile von Sitzungen auch mit der Beteiligung der Öffentlichkeit zulassen.

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, die Sitzungen des Magistrats, wo es möglich ist, in öffentlicher Sitzung 
durchzuführen.

9. 12-F-07-0008

Schriftliche Anfrage Nr. 55/2012 der Stadtverordnetenfraktion Bürgerliste Wiesbaden vom 28. 
Februar 2012 nach § 43 i.V.m. § 55 der Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung 
betr. Parkplatz Balthasar-Neumann-Straße

ANLAGE



Seite 5 der Einladung zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 04. Oktober 2012

10. 12-F-05-0007

Freiherr-vom-Stein-Schule, Albert-Schweitzer-Schule und Friedrich-Ebert-Schule
 - Antrag der FDP-Stadtverordnetenfraktion vom 11.06.2012 -

Bereits am 13. März 2008 hatte die Stadtverordnetenversammlung zur Kenntnis genommen:

 Mit den vorhandenen Investitions- und Instandhaltungsbudgets sowie den personellen 
Kapazitäten bei den beteiligten städtischen Ämtern können nicht alle notwendigen baulichen 
Maßnahmen an Wiesbadener Schulen durchgeführt werden.

 Es müssen demnach – neben der üblichen Bauabwicklung durch die LHW selbst – andere 
Wege gefunden werden, um den baulichen Zustand der Schulen zu verbessern. Dies betrifft 
sowohl die Finanzierung als auch die Abwicklung der Baumaßnahmen. 

Vor diesem Hintergrund wurde ein ÖPP-Eignungstest für u.a. die Freiherr-vom-Stein-Schule, Albert-
Schweitzer-Schule sowie die Friedrich-Ebert-Schule (Werkstatt) durchgeführt.

Auf Grundlage einer Magistratsvorlage beschloss der Ortsbeirat Biebrich am 21.04.2011 die 
Sitzungsvorlage „Freiherr-vom-Stein-Schule – Sanierungsmaßnahme und Betrieb durch das Modell 
Mieten macht Schule“. Die Vorlage sieht die Zusammenführung der Freiherr-vom-Stein-Schule, die 
bisher auf zwei Standorte verteilt waren, an dem Standort Ludwig-Beck-Straße vor. Die Sanierung und 
Erweiterung der vorhandenen Gebäude soll mit dem Modell „Mieten macht Schule“ umgesetzt 
werden. 

Obwohl mittlerweile über ein Jahr vergangen ist, liegt die entsprechende Ausführungsvorlage weder 
dem Ausschuss für Schule und Kultur noch der Stadtverordnetenversammlung vor.

Die Stadtverordnetenversammlung möge deshalb beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, 

a) die Ausführungsvorlage „Freiherr-vom-Stein-Schule – Sanierungsmaßnahme und Betrieb durch 
das Modell Mieten macht Schule“ unverzüglich in die parlamentarischen Beratungsgremien 
einzubringen.

b) die Sanierungs- bzw. Neubaumaßnahmen an der Albert-Schweitzer-Schule und Friedrich-
Ebert-Schule ebenfalls durch das Modell „Mieten macht Schule“ abzuwickeln.

ANLAGE

11. 12-F-04-0004

Wiederherstellung von Ordnung und Sauberkeit auf dem Luisenplatz sowie Neugestaltung des 
Faulbrunnenplatzes

 - Antrag Die Republikaner (fraktionslos) vom 28.08.2012 -

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, eine Verbesserung des Zustandes im Bereich Luisenplatz sowie 
Faulbrunnenplatz zu bewirken.
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Der historische, angepasst gestaltete Luisenplatz mit Blumenbeeten und teuren Sitzmöbeln wird von 
der Trinker- und Obdachlosenszene als Treffpunkt zu Saufgelagen genutzt bzw. missbraucht, nicht 
nur die Vermüllung ist dem Platz abträglich, sondern auch das wilde Urinieren, obwohl eine Dixi-
Toilette aufgestellt wurde. Das Innere derselben muss sich in einem schlimmen Zustand, mit 
Fäkalienschmierereien, befinden, dass selbst die nicht gerade kultivierten Menschen diese nicht mehr 
benutzen. Die Geruchsbelästigung, gerade im Sommer, ist unerträglich. Der Seitenausgang des 
Parkhauses ist, als Ersatztoilette missbraucht, nicht mehr nutzbar.

Die Zustände am Faulbrunnenplatz unterscheiden sich nicht wesentlich. Dort, wo früher ein 
bepflanzter grüner Hügel war, ist jetzt nur noch eine Schotterfläche mit Müllablagerungen. Trotz 
verordnetem Alkoholkonsumverbot wird dort weiterhin gezecht. Der Konsummüll bleibt liegen. 

Wann endlich werden diese Zustände, die einer Stadt wie Wiesbaden, Anwärter für ein Weltkulturerbe, 
unwürdig, endlich verbessert.

Im Hinblick auf die Obdachlosen und Trinker, Menschen, die sich selbst aus dem sozialen Verband 
der Gesellschaft ausgegrenzt haben, hatte ich in einem früheren Antrag Trinkerstuben gefordert, wie 
in anderen Städten mit Erfolg praktiziert, neuerdings sogar in Kassel, wo diese Menschen auch betreut 
werden können. Sie nehmen diese Einrichtungen dankbar an. Aber leider konnte man sich in der LH 
Wiesbaden dazu noch nicht durchringen, vielleicht dauert es noch Jahre bis endlich die Einsicht 
kommt. In Wiesbaden braucht halt alles etwas länger, zumal, wenn der Antrag nicht aus den Reihen 
der machttragenden Parteien kommt.

12. 11-F-03-0060

European Business School (EBS Law School)
 - Antrag der Stadtverordnetenfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 07.12.2011-

ANLAGE

13. 12-F-33-0022

European Business School
 - Gemeinsamer Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU und SPD vom 08.02.2012 -

ANLAGE

14. 12-F-33-0110

Schulerfolg sichern - von Anfang an
 - Gemeinsamer Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU und SPD vom 21.09.2012 -

Auch in Wiesbaden sind die Bildungschancen für Kinder ungleich verteilt. Verschiedene Faktoren 
können den Bildungserfolg befördern oder beeinträchtigen. Schon heute gibt es eine Vielzahl von 
Aktivitäten, die dazu beitragen sollen, Bildungshemmnisse abzubauen. So haben Sozialverwaltung, 
freie Träger und der Jugendhilfeausschuss mit dem „Handlungsprogramm zum Abbau der 
herkunftsbedingten Bildungsbenachteiligung“ in 2011 bereits ein breites Konzept erarbeitet.
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Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

1. Der Magistrat wird gebeten, eine Übersicht der bestehenden Förderangebote durch die Stadt 
und der freien Träger zu erstellen, die nach den Alters- bzw. Entwicklungsstufen der 
Kinder/Jugendlichen aufgebaut ist. 

2. Weiter möge der Magistrat berichten, 
a. in welcher Form die Wirksamkeit der genannten Maßnahmen überprüft wird und ob  

Erfahrungen der systematischen Wirksamkeitsüberprüfung aus anderen Städten zum 
Vergleich herangezogen werden können.

b. welche weiteren Aktivitäten zum Abbau von Bildungshemmnissen geplant sind.

15. 12-F-33-0081

Gewaltfreie Politik
 - Gemeinsamer Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU und SPD vom 12.06.2012 -

In der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 16. April 2012 wurde berichtet, dass die Wiesbadener 
Stadtverordnete Manuela Schon (LINKE & Piraten) im Zusammenhang mit der Anti-Kapitalismus-
Demonstration in Frankfurt zu folgendem Facebook-Eintrag den Knopf „Gefällt mir“ anklickte:

„Gewalt wurde an diesem Tage ausgeübt, gegen Schicki-Läden, gegen Bonzen-Herbergen, gegen die 
EZB. Und ist das denn nicht legitim? Ist es nicht unser Recht, ja geradezu unsere Pflicht, aufzustehen 
gegen diese Zustände, die immer unerträglicher werden? Was hat denn jeglicher friedliche Protest 
bisher bewirkt. Nur weitere Verschlechterungen.“

Eingedenk dieser Vorbemerkung möge die Stadtverordnetenversammlung beschließen:

Die Stadtverordnetenversammlung lehnt Gewalt als Mittel der politischen Auseinandersetzung ab.

ANLAGE

16. 12-F-04-0003

Behindertenfreundliche und seniorengerechte Stadt
 - Antrag Die Republikaner (fraktionslos) vom 31.05.2012 - 

Die StvV möge beschliessen, der Magistrat wird gebeten ein Konzept zu erarbeiten, um das Rathaus 
und die Stadt behindertenfreundlicher und seniorengerechter zu gestalten.

1. Im Rathaus sind nur die Türen im Erdgeschoss durch elektrische Öffner zu bedienen, leider nicht in 
den weiteren Stockwerken, vor allem nicht im 3. Stock, wo sich die Räume der Fraktionen befinden.

2. In der Stadt fehlt es weiterhin an öffentlichen Toiletten, die barrierefrei erreicht werden können.
3. In den öffentlichen Verkehrsmitteln der Stadt sollten ausreichend Sitzplätze für Senioren und 
Behinderte zur Verfügung stehen.
4. Auch sollten häufiger Kontrollen im Hinblick auf Radfahrerrowdies in der Fussgängerzone erfolgen, 
da ältere Menschen nicht mehr so schnell ausweichen können.
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5. Es ist zu prüfen, ob es auch in der LH Wiesbaden möglich ist öffentliche Plätze mit leichten 
seniorengerechten Sportgeräten einzurichten, die sowohl der Fitness im Alter dienen als auch ein 
Treffpunkt für ältere Menschen, die sie aus ihrer häufig erlebten Isolation herausholt, darstellen.
6. Damit auch ältere Menschen noch am gesellschaftlichen Leben teilhaben und ein selbständiges 
Leben führen können, wäre die Einrichtung von Parkplätzen für Senioren mit einem Ausweis mit dem 
Merkmal „G“ sinnvoll. Es gibt zwar ausreichend Parkplätze für Schwerbehinderte mit dem Merkmal 
aG, die leider nicht von Menschen mit G benutzt werden dürfen und meist leerstehen. (z.B. 
Schulgasse)
In den Schulen sollten die Erzieher die Jugendlichen zur Respektierung älterer und behinderter 
Menschen anhalten.
Ich bitte um Zustimmung im Sinne der entsprechenden Bevölkerungsgruppen.

17. 12-V-20-0008 DL 05/12-5

Vorlage der durch den Magistrat bis 31.12.2011 genehmigten über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben 

ANLAGE

18. 12-F-08-0096

Schriftliche Anfrage Nr. 91/2012 der Stadtverordnetenfraktion Linke&Piraten vom 06. Juni 2012 
nach § 43 i.V.m. § 55 der Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung betr. Petersweg 
Ost und Boelckestraße

ANLAGE

19. 12-F-03-0135

Bericht zum Sachstand Hortplatzschließung
 - Antrag der Stadtverordnetenfraktion von Bündnis 90/Die Grünen vom 26.09.2012 -

Die Stadt hat mit der Umsetzung dreier Pilotprojekte zur Schließung der Hortgruppen in den 
Kindertagesstätten und deren Verlagerung in Betreuungseinrichtungen an den Grundschulen (1. und 
3. Säule) in Bierstadt, Nordenstadt und Klarenthal begonnen. Dadurch ist in der Öffentlichkeit deutlich 
wahrnehmbar, dass das Konzept so nicht umsetzbar ist und auf großen Widerstand stößt. 
 
Die Schulkinder besuchen die Einrichtungen i.d.R. schon seit Jahren, manche seit dem 1. Lebensjahr, 
und fühlen sich dort geborgen. Vertrauensverhältnisse sind gewachsen; Sie fühlen sich wie zuhause; 
ein Abschied fällt schwer. Die Eltern wissen die Qualität der Betreuung sowie die Betreuungssicherheit 
zu schätzen und möchten ihre Verträge mit der Stadt keinesfalls gekündigt oder aufgehoben wissen. 

Auch die ErzieherInnen der Schulkinder in den Kindertagesstätten leisten eine sehr gute Arbeit, halten 
es für pädagogisch sinnvoll mit den Kindern. 
Zudem wird immer klarer, dass insbesondere die Eltern- und Fördervereine (1. Säule) aber auch die 
freien Träger unter städtischer Regie (3. Säule) mit einer so kurzfristigen Überlassung so vieler 
Schulkinder aus den Kindertagestätten überfordert sind. 
Exemplarisch verwiesen wird auf das Schreiben des Stadtelternbeirats vom 15.12.2011 und auf die 
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Mitteilung, dass der Eltern-/Förderverein der Grundschule Bierstadt aus dem Pilotprojekt aussteigt.
Um über die Vorgehensweise und den Verlauf der Hortschließungen mehr zu erfahren 

möge die Stadtverordnetenversammlung beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten:
1. a) Was sind die einzelnen Kriterien für die Auswahl der Pilotstandorte und ggf.    weiterer 

Standorte für Hortschließungen? 
b) Wie werden die Kriterien jeweils gewichtet? 
c) Gibt es ggf. eine Prioritätenliste für weitere Hortschließungen?  

2. Welche Konsequenzen werden aus den Umsetzungsproblemen bei den Pilotstandorten 
Bierstadt, Nordenstadt und Klarenthal gezogen?  

20. 12-F-03-0134

Verbesserungen für den Rad- und Fußgängerverkehr: Sofortmaßnahmen
 - Antrag der Stadtverordnetenfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 26.09.2012 -

Da das im Mai 2012 von der Stadtverordnetenversammlung beschlossene umfassende 
Radverkehrskonzept noch auf sich warten lässt (die Auftaktveranstaltung des „Radforums“ findet Mitte 
Oktober statt), ist es vonnöten, vorab einige Sofortmaßnahmen zur Verbesserung der Bedingungen für 
Radfahrer/innen und Fußgänger/innen einzuleiten.

Die Stadt Wiesbaden führte in den vergangenen Monaten gemeinsam mit der ESWE Verkehr ein 
Projekt „Schnelligkeit, Sicherheit und Sauberkeit im Buslinienverkehr“ durch. Ein Schwerpunkt dieses 
Programms war, die intensivierte Kontrolle der Verkehrsbehinderungen durch den ruhenden Verkehr 
auf Busspuren. Laut Presseberichten führten die intensivierten und über mehrere Monate 
durchgeführten Kontrollen zu einer erheblichen Reduktion der Verkehrsbehinderungen auf Buslinien. 
Das Projekt war aus Sicht der Verkehrssicherung ein voller Erfolg. 

Ein solcher Erfolg fehlt leider im Bereich der Rad- und Fußwege. Radfahrer/innen sowie 
Fußgänger/innen leiden nach wie vor unter Gefährdungen durch falsch parkende Fahrzeuge. Im 
Interesse einer Verbesserung des Rad- und Fußverkehrs halten wir die Durchführung eines 
vergleichbaren Projektes des Ordnungsamts für die Rad- und Fußwegeüberwachung für erforderlich. 

Auf dem gut besuchten Verkehrswendefest am 23.9.2012 fand eine „Mängelmeldekarte“, mittels der 
wir rund 100 Hinweise auf Gefahrenstellen vor allem für Radfahrer/innen, aber auch für 
Fußgänger/innen erhielten, großen Zuspruch. Eine Vielzahl von abrupt endenden Radwegen,  für den 
Radverkehr nur unter Lebensgefahr zu querende Kreuzungen, zugeparkte Rad- und Fußwege, 
unleserliche Markierungen u.a.m. haben Eingang in die Mängelaufnahme gefunden.

Die „Meldeplattform Radverkehr“ bietet zumindest den Radfahrenden die Möglichkeit, Mängel im 
Internet zu melden. Die Seite ist jedoch nur wenigen Bürgerinnen und Bürgern bekannt, da sie von der 
LHW in keiner Weise beworben wird oder gar mit der Wiesbadenseite verlinkt ist, obwohl dies der 
Beschlusslage entspricht. Nach unseren Beobachtungen werden die Meldungen auch nicht weiter 
ausgewertet.

Die Stadtversammlung möge daher beschließen,
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der Magistrat wird aufgefordert,

1. analog dem o.g. Projekt „Verkehrsverbesserungen für Busspuren (Schnelligkeit-Sicherheit und 
Sauberkeit)“ ein Projekt zur Intensivierung der Verkehrsüberwachung für Fahrrad- und Fußwege 
durchzuführen.

2. a. Die „Meldeplattform Radverkehr“ zu bewerben und mit www.wiesbaden.de zu verlinken. 
(entspricht Beschlusslage vom 12.6.2012)

b. gemeinsam mit dem IVM ein Konzept zu entwickeln, wie Meldungen von Fußgänger/innen in die 
Meldeplattform einbezogen werden können

c. die Meldeplattform für Meldungen aus dem Stadtgebiet Wiesbaden dahingehend zu erweitern, 
dass für Meldende ersichtlich wird, welche Meldungen bereits erfolgt sind und zu welchen 
Meldungen bereits zu welchem Zeitpunkt Maßnahmen geplant oder bereits erfolgt sind. Dies sollte 
mit Pop-up Fenstern möglich sein.

3. verblasste und undeutliche Markierungen von Radwegen umgehend zu erneuern, bzw. 
konzeptionell dahingehend etwas zu ändern, dass die Markierungen dauerhaft sind.

Für den Inhalt der Anträge einschließlich der Rechtschreibung zeichnen die
Antrag stellenden Fraktionen  verantwortlich.

  Tagesordnung II

1. 12-V-07-0006 DL 21/12-3

Fortführung des Sicherheitskonzeptes für den Kulturpark, sowie des sozialpädagogischen 
Konzeptes des Amtes für Soziale Arbeit

ANLAGE

2. 12-V-34-0003 DL 35/12-1

Festlegung des Termins der Direktwahl der Oberbürgermeisterin / des Oberbürgermeisters

ANLAGE

3. 12-V-40-0029 DL 35/12-2

Verkehrssicherungsmaßnahmen an Bäumen auf Schulgeländen

ANLAGE

http://www.wiesbaden.de
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4. 12-V-41-0006 DL 35/12-3

Strategische Ziele zur Weiterentwicklung der kommunalen Weiterbildung

5. 12-V-41-0018 DL 35/12-4

Instandsetzung des Römertors

6. 12-V-41-0020 DL 35/12-5

Vorabfreigabe 2012 Bereich Kultur 4. Quartal 2012

7. 12-V-51-0027 DL 34/12-1

Bundeskinderschutzgesetz und Reform des Vormundschaftsrechts; Bereitstellung der 
Ressourcen für Aufgabenzuwachs

8. 12-V-51-0034 DL 34/12-2

Weitere Freigabe von Projektmitteln für die Jugendarbeit (Teil 2)

9. 12-V-51-0042 DL 35/12-6

Bericht Tagesbetreuung für Kinder 2011/12

10. 12-V-61-0036 DL 36/12-3

Änderung des Landesentwicklungsplans Hessen 2000 - Vorgaben zur Nutzung der 
Windenergie, Anhörung und Stellungnahme

11. 12-V-64-0004 DL 35/12-9

EU-weite Ausschreibung eines Wärmeliefercontracting für drei Liegenschaften der 
Landeshauptstadt Wiesbaden (Hallenbad Kostheim, Wilhelm-Leuschner-Schule und Sporthalle 
Wilhelm Leuschner) mittels Blockheizkraftwerk

12. 12-V-66-0218 DL 34/12-4

Ersatzbeschaffung von Parkscheinautomaten in den Jahren 2012 und 2013

13. 12-V-66-0219 DL 34/12-5
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Biebricher Straße - Einrichtung eines Fußgängerüberweges

14. 12-V-66-0309 DL 36/12-4

Goerdelerstraße -  Mehrkosten

15. 12-V-70-0005 DL 35/12-10

Jahresabschluss 2011 der ELW -  Festlegung des Jahresabschlusses; Ergebnisverwendung

16. 12-V-70-0006 DL 35/12-11

Bestellung des Wirtschaftsprüfers für die Entsorgungsbetriebe der Landeshauptstadt Wiesbaden 
für das Wirtschaftsjahr 2012

17. 12-V-80-8004 DL 34/12-6

Partnerschaft mit der Forum Kiedrich GmbH

18. 12-V-82-0003 DL 35/12-12

Jahresabschluss 2011 des Eigenbetriebs TriWiCon

19. 12-V-82-0006 DL 36/12-5

Neubau Rhein-Main-Hallen

ANLAGE

  Tagesordnung III

1. 12-V-30-0013 DL 36/12-2

Vorschlag für die Wahl eines Ortsgerichtsschöffen für den Ortsgerichtsbezirk Wiesbaden III 
(Wiesbaden-Bierstadt)

2. 12-V-51-0041 DL 34/12-3

Gemeinnützigkeitserklärung für Betriebe gewerblicher Art der Landeshauptstadt Wiesbaden; 
Kindertagesstätte Künstlerviertel

3. 12-V-61-0003 DL 35/12-7
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Bebauungsplan "Stadion Berliner Straße" im Ortsbezirk Südost -  Beschluss über die Aufstellung 
und die öffentliche Auslegung

4. 12-V-61-0027 DL 35/12-8

Flächennutzungsplanänderung für den Planbereich "Delkenheimer Kiesgrube" im Ortzbezirk 
Delkenheim

 - Feststellungsbeschluss -

5. 12-V-81-0002 DL 34/12-7

WLW -  Berufung eines Personalratsmitgliedes zur Betriebskommission;
 1. Abberufung des gewählten Mitgliedes des Personalrates  
 2 .Wahl eines Mitgliedes des Personalrates

Zu dem nachfolgenden Punkt finden Sondersitzungen von Fachausschüssen statt:

6. 12-V-51-0050

Bezuschussung der Elternbeiträge für die Schulkinderbetreuung an Grundschulen (Elternvereine 
und "Dritte Säule")

  Tagesordnung IV

1. 12-V-10-0023 DL 35/12-1 NÖ

Neubau des Bürgerhauses Medenbach

2. 12-V-10-0024 DL 35/12-2 NÖ

Neubau des Hauses der Vereine

3. 12-V-20-0051 DL 34/12-1 NÖ

Berichterstattung der städtischen Beteiligungsunternehmen für das 2. Quartal 2012

4. 12-V-80-2310 DL 36/12-1 NÖ

Realisierungsweg Parkhaus Coulinstraße

ANLAGE



Seite 14 der Einladung zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 04. Oktober 2012

5. 12-V-80-2316 DL 26/12-2 NÖ

Verkauf eines Grundstücks

6. 12-V-80-2320 DL 34/12-2 NÖ

Übertragung von Mietobjekte

7. 12-V-80-8009 DL 36/12-2 NÖ

EXINA -  ergänzender Bericht

Im Anschluss an die öffentliche Sitzung tagt die Stadtverordnetenversammlung nicht öffentlich, falls 
Tagesordnungspunkte zur Beratung und Beschlussfassung in nicht öffentlicher Sitzung vorgesehen 
werden.

Nickel
Stadtverordnetenvorsteher


